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Tag der offenen 

Tür im JZsL  
 

 

 

 

 

18 Jahre und kein biss-

chen leise ist das JZsL, 
denn wir mischen tat-
kräftig mit und konnten 

somit im Februar 2009 
auf 18 ereignisreiche 

und kämpferische Jahre 
zurückblicken. Aus die-
sem Grund hatten wir 

am 4. Mai zum Tag der 
offenen Tür eingeladen. 

Und sie kamen, die gela-
denen Gäste: Vertreter 
der Stadtratsfraktionen 

fast aller Parteien, unser 
Oberbürgermeister, Ver-

treter anderer Vereine 
und Betroffene. Es gab 
gute und themenbezo-

gene ausführliche Ge-
spräche.  

Wir haben uns über die 
große Resonanz sehr 
gefreut. 

Thema der Gespräche 
war u.a. auch die Aus-

wertung der Wahlprüf-
steine. 
Wir werden die Politiker 

beim Wort nehmen und 
am Ende des Jahres se-

hen, ob und wie die Ver-
sprechen eingehalten 

wurden. 
 
Die Wahlprüfsteine wa-

ren auch Thema am 5. 
Mai im Erfurter Landtag. 

Das Außerparlamentari-
sche Bündnis für die 
Gleichstellung behinder-

ter Menschen in Thürin-
gen hatte Thüringer Be-

hindertenverbände und 
am Thema Interessierte 
dazu eingeladen. 

 
Die Vertreter der Land-

tagsfraktionen bezogen 
Stellung zu den einzel-
nen Prüfsteinen und dis-

kutierten mit den Gästen 
u.a. zu den Themen Bar-

rierefreiheit, Integration, 
Fördermittel u.a.m.  
 

Am Ende der Veranstal-
tung wurde die Resolu-
tion vorgelesen und ab-

gestimmt. Danach wurde 
sie an die Präsidentin 

des Thüringer Landta-
ges, Frau Prof. Dr. Dag-
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mar Schipanski in einem 
Brief übergeben: 
 

 

Das Außerparlamentari-
sche Bündnis für die 

Gleichstellung behinder-
ter Menschen in Thürin-
gen fordert die Thüringer 

Landesregierung auf, bis 
zum 5. Mai 2010 einen 

Aktionsplan zur Um-
setzung der Vorgaben 
der UN-Behinderten-

rechtskonvention im 
Freistaat Thüringen zu 

verabschieden! 
 
Die von der Bundesre-

gierung ratifizierte UN-
Behindertenrechts-

konvention markiert ei-
nen Meilenstein in der 
Behindertenpolitik, der 

auf dem Übergang zum 
menschenrechtlichen  

Ansatz von Autonomie, 
Selbstbestimmung und 

Gleichberechtigung be-
hinderter Menschen, ins-
besondere behinderter 

Frauen und Kinder, ba-
siert. Diese Konvention 

beinhaltet die Pflicht, 
gesetzliche Maßnahmen 
zu erlassen, die die in 

der Konvention enthal-

tenen Menschenrechte in 
größtmöglichem Umfang 
umsetzen bzw. realisie-

ren. 
 

Wir stellen fest, dass das 
Recht auf Wohnen, Ler-

nen, Arbeiten, Mobilität, 
Information, Kommuni-
kation und gleichberech-

tigte Teilhabe für Men-
schen mit Behinderun-

gen in Thüringen auch 
nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Gleichstel-

lung und Verbesserung 
der Integration von Men-

schen mit Behinderun-
gen in Thüringen (Thür-
GIG) bisher nicht in er-

forderlichem Maße um-
gesetzt wurde. So fehlen 

beispielsweise wesentli-
che Verwaltungsvor-
schriften, Fristenrege-

lungen oder Sanktionen 
bei Nichteinhaltung. 

 
Die Thüringer Landesre-
gierung setzt weiterhin 

auf Sonderlösungen und 
Sondereinrichtungen. 

Der ambulante Hilfesek-
tor steht hinter dem sta-
tionären zurück. Das ist 

weder zeitgemäß noch 
vor dem Hintergrund des 
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demographischen Wan-
dels zu verantworten. 
 

Menschen mit Behinde-
rungen brauchen die 

notwendigen Rahmenbe-
dingungen, um wie 

nichtbehinderte Men-
schen lernen, arbeiten 
und leben zu können. 

Wir brauchen dazu eine 
umfassende Barrierefrei-

heit, zugängliche Infor-
mationen, inklusive Bil-
dungs- und Arbeitsmög-

lichkeiten sowie die fi-
nanziellen und personel-

len Hilfen, die uns das 
ermöglichen.  
 

Das Umdenken, das 
Menschen mit Behinde-

rungen ein wertvoller 
Teil der Gesellschaft 
sind, muss endlich in 

allen Bereichen des täg-
lichen Lebens spürbar 

werden. Daher soll der 
Aktionsplan konkrete 
Vorschläge beinhalten, 

welche Gesetze bis wann 
zu ändern und mit Ver-

waltungsvorschriften zu 
versehen sind. Ebenso 
ist darauf zu achten, 

dass keine neuen Geset-
ze beschlossen werden, 

die Menschen mit Behin-
derungen benachtei-
ligen oder ausgrenzen. 

Es müssen Verantwortli-
che und Ansprechpartne-

rInnen für die Erstellung 
und Umsetzung des Ak-

tionsplans benannt wer-
den. Die Zusammenar-
beit mit unserem Bünd-

nis sehen wir dabei als 
unabdingbar an. 

 
Wir fordern heute, die 
Teilhabe und die 

Rechte behinderter 
und chronisch kranker 

Menschen mehr in den 
Blickpunkt der Thü-
ringer Landespolitik 

zu rücken und eine 
gleichberechtigte 

„Gesellschaft für alle“ 
zu stärken.  
Die UN-Behinderten-

rechtskonvention 
zeigt dafür den Weg 

und das Ziel! 
 
 

 
Anm. d. Redaktion: 

Bis zum heutigen Tage liegt 

uns noch keine Antwort der 

Präsidentin des Thüringer 

Landtages, Frau Prof. Dr. 

Schipanski vor. 



 5 

Kurzzeitpflege für 

behinderte Kinder 

möglich 
 
Die üblichen Pflegeheime 

und Kurzzeitpflegeein-
richtungen sind für die 

Pflege und Betreuung 
von behinderten Kindern 
in der Regel leider nicht 

geeignet. Deshalb konn-
te der Anspruch auf 

Kurzzeitpflege bisher von 
pflegebedürftigen behin-
derten Kindern kaum 

genutzt werden. Die re-
formierte Pflegeversiche-

rung bietet hier nun 
neue Möglichkeiten.  
Das Bundesgesund-

heitsministerium weist 
darauf hin, dass mit der 

Pflegereform zum 1. Juli 
2008, im Interesse pfle-
gebedürftiger behinder-

ter Kinder und ihrer Fa-
milien, ein neuer An-

spruch auf Kurzzeitpfle-
ge eingeführt wurde. 
Pflegebedürftige behin-

derte Kinder unter 18 
Jahren können jetzt die 

Kurzzeitpflege auch in 
von den Pflegekassen 
nicht zugelassenen, aber 

dennoch geeigneten Ein-

richtungen nutzen. Bei-
spielsweise in Einrich-
tungen der Hilfe für be-

hinderte Menschen.  
 

Familien hatten bisher 
zur Entlastung im häusli-

chen Bereich den An-
spruch auf Verhinde-
rungspflege. Jetzt be-

steht zusätzlich der An-
spruch auf Kurzzeitpfle-

ge. Den pflegebedürfti-
gen behinderten Kindern 
und ihren Familien wird 

damit eine neue Finan-
zierungsmöglichkeit er-

öffnet, damit sie z. B. 
Betreuungsplätze, die 
von Behindertenwohn-

heimen in den Ferien 
angeboten werden, nut-

zen können. Die Pflege-
versicherung übernimmt 
zur Finanzierung der 

Kurzzeitpflege in geeig-
neten Einrichtungen von 

bis zu vier Wochen 
1.470 Euro jährlich. 
Darüber hinaus kann für 

pflegebedürftige Kinder 
weiterhin der Anspruch 

auf Verhinderungspflege 
in Höhe von bis zu 1.470 
Euro jährlich genutzt 

werden.  
In diesem Zusammen-
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hang sei auch darauf 
hinzuweisen, dass im 
Rahmen der Arbeiten für 

einen möglichen neuen 
Pflegebedürftigkeitsbe-

griff ein neues Begutach-
tungsinstrument zur 

Feststellung von Pflege-
bedürftigkeit nicht nur 
bei Erwachsenen, son-

dern auch bei Kindern in 
8 Modellregionen (Ba-

den-Württemberg, Ber-
lin, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen, Bayern, Meck-

lenburg-Vorpommern, 
Rheinland-Pfalz, Thürin-

gen) durch den Medizini-
schen Dienst der Kran-
kenversicherung prak-

tisch erprobt wird. 
Quelle: kobinet-nachrichten 

 

 
 

Pflegeversicherung  

übernimmt anteilig 
Kosten für Tages-

pflege 
 
Besuchen Pflegebedürf-

tige eine Einrichtung der 
Tagespflege, übernimmt 
die Pflegeversicherung 

anteilig die Kosten. Die 
Höhe der Leistung ist 

abhängig von der Pflege-
stufe des Betroffenen, 
erläutert der Arbeiter- 

Samariterbund Deutsch-
land. Wer Unterstützung 

für die Tagespflege be-
kommt, verliert dadurch 

nicht das Anrecht auf 
Sach- und Geldleistun-
gen aus der Pflegeversi-

cherung. Voraussetzung 
dafür ist, dass nicht 

mehr als 50 Prozent der 
Leistungen für Tages-
pflege in Anspruch ge-

nommen werden. 
Quelle: Leben und Weg 

 

 
 

 
 
 

 

 

 

Pflegende nicht 

automatisch ren-

tenversichert  

Wer einen Pflegebedürf-

tigen zu Hause pflegt, ist 
damit nicht automatisch 
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rentenversichert. Darauf 
hat das LSG Hessen in 
einem in Darmstadt ver-

öffentlichten Urteil hin-
gewiesen. Bedingung 

dafür sei, dass der Pfle-
gebedürftige Leistungen 

der Pflegeversicherung 
erhält, die die Versiche-
rungsbeiträge bezahlt. 

(AZ L 8 P 13/07) 
 

Wer pflegt, dürfe nicht 
mehr als 30 Wochen-
stunden einem Beruf 

nachgehen. Zweite Vo-
raussetzung sei, dass die 

Pflege nicht erwerbsmä-
ßig erfolgt und wenigs-
tens 14 Stunden in der 

Woche umfasst. In diese 
Stundenzahl fließen aber 

nur die so genannte 
Grundpflege und haus-
wirtschaftliche Versor-

gung ein. Die Zeit für 
Aufsicht und soziale Kon-

takte spielt keine Rolle. 
Geklagt hatte eine Frau 
aus Nordhessen, die seit 

Jahren ihren im Rollstuhl 
sitzenden Mann pflegt. 

Die Pflegeversicherung 
stellte die Beiträge für 
die Rentenkasse ein, als 

ein Gutachten nur einen 
Pflegeaufwand von 

12,13 Wochenstunden 
errechnete. Die Frau  
hatte 28 Stunden ange-

geben.                          
Quelle: Leben und Weg 

 

 

 

 

Wohnraum moder-
nisieren – Alters- 

gerecht umbauen 
 
Die kfw-Bankengruppe 

bietet Fördermöglichkei-
ten zum altersgerechten 

und barrierefreien Um-
bau von Wohnungen und 
Wohngebäuden an. Die 

förderfähigen Maßnah-
men orientieren sich an 

der DIN E 18040, Teil 2. 
 
Was wird gefördert? 

 
Im Programm Wohn-

raum Modernisieren - 
Altersgerecht Umbau-

en finanziert die KfW mit 
zinsgünstigen Krediten 
alle Maßnahmen, die 

Menschen unabhängig 
von Alter und jeglicher 
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Einschränkung eine 
selbstbestimmte Lebens-
führung ermöglicht. Da-

zu zählen insbesondere 
alle Maßnahmen zur Bar-

rierereduzierung in der 
Wohnung, im Wohnge-

bäude und im Wohnum-
feld. 
 

Antragsberechtigt? 
▪ Privatpersonen 

▪ Mieter mit Zu-
stimmung des 
Vermieters 

▪ Wohnungsunter-
nehmen und 

Wohnungsge-
nossenschaften 

▪ Gemeinden, Krei-

se, Gemeindever-
bände sowie son-

stige Körperschaf-
ten und Anstalten 
des öffentlichen 

Rechts  

Finanzierungsanteil? 

100 %  der förderfähi-
gen Kosten, maximal 
50.000 Euro pro 

Wohneinheit. Förderfähi-
ge Kosten sind alle Kos-

ten, die bei der Umset-
zung der in der  techni-
schen Anlage zum Merk-

blatt definierten Förder-
bausteine entstehen. 

Antragstellung? 

Zuerst der Antrag, dann 
die Investition. Antrag-

stellung erfolgt immer 
über eine Hausbank Ih-

rer Wahl. Die Antrags-
formulare liegen den 
Kreditinstituten vor 

(Programm-Nr. 155). 
Finanziert werden z.B. 

der Gebäudezugang, der 
Wohnungszugang und  
Maßnahmen im Inneren 

der Wohnung                    
Informationen dazu im Merk-
blatt „Wohnraum modernisie-
ren“ unter www.kfw-

foerderbank.de 

 
 
 

Bundesweites 

Heimverzeichnis 
geht online 

 

 

Im Rahmen einer ge-
meinsamen Veranstal-

tung aller beteiligten Ak-
teure hat die Bundesver-

braucherministerin Ilse 

http://www.kfw-foerderbank.de/
http://www.kfw-foerderbank.de/
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Aigner am 17. Februar 
2009 in Berlin das Pro-
jekt 

www.heimverzeichnis.de 
offiziell der Öffentlichkeit 

vorgestellt und die Da-
tenbank mit den ersten 

100 Heimen, die sich im 
Internet mit ihren Leis-
tungsangeboten und Kri-

terien zur Lebensqualität 
präsentieren, frei ge-

schaltet.  

Ziel des Projekts, das 
von der Bundesinteres-
senvertretung der Nut-

zerinnen und Nutzer von 
Wohn- und Betreuungs-

angeboten im Alter und 
bei Behinderung (BIVA) 
e. V. durchgeführt wird, 

ist die Erstellung einer 
bundesweiten Heimda-

tenbank, der neben den 
üblichen Informationen 
zur Ausstattung der 

Heime auch zu entneh-
men ist, ob und in wel-

cher Form ein Heim Le-
bensqualität bietet.  
Der Bundesverband pri-

vater Anbieter sozialer 
Dienste e. V. (bpa) un-

terstützt das von der 
BIVA initiierte Projekt: 

"Den Verbrauchern wird 

hiermit eine neue, zu-
sätzliche Perspektive 
angeboten, da geschulte, 

ehrenamtliche Prüfer die 
Verbraucherfreundlich-

keit in den Mittelpunkt 
stellen. Hier geht es 

nicht um die pflegefach-
liche Bewertung, son-
dern um wichtige Aspek-

te wie Aufmerksamkeit, 
Achtung, Wahrung der 

Privatsphäre. Diesem 
Ansatz liegt die Charta 
der Rechte pflegebedürf-

tiger Menschen zugrun-
de", so bpa-Geschäfts-

führer Herbert Mauel. 
Anders als bei der Be-
wertung pflegerischer, 

baulicher und techni-
scher Standards stehen 

bei der Frage der Le-
bensqualität in Heimen 
"weiche" Indikatoren wie 

die Wahrung der indivi-
duellen Würde, die 

Selbstbestimmung und 
die Lebenszufriedenheit 
der Bewohnerinnen und 

Bewohner im Vorder-
grund. Der bpa geht da-

von aus, dass die Pflege-
einrichtungen die Bewer-
tung der Verbraucher-

freundlichkeit als Chance 
aufgreifen, da hieraus 

http://www.heimverzeichnis.de/
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wichtige Hinweise, auch 
für die betriebliche Pra-
xis, entstehen. "Ver-

braucherfreundlichkeit 
ist ein unverzichtbares 

Ziel der Pflegeheime", so 
Herbert Mauel.   

Infos unter 030/30878860, 

Quelle: www.presseportal.de 

und infothek.parität.org 

 

Neuer Ratgeber 

hilft Eltern behin-
derter Kinder bei 

der Steuererklä-

rung 
 
 

Der Bundesverband für 
körper- und mehrfach-

behinderte Menschen 
e.V. hat sein jährliches 
neu erscheinendes Steu-

ermerkblatt für Familien 
mit behinderten Kindern 

aktualisiert. Es hilft El-
tern behinderter Kinder, 
Familien mit behinderten 

Angehörigen oder be-
rufstätigen Erwachsenen 

mit Behinderung, mögli-
che Steuervorteile gel-
tend zu machen. Das 

Merkblatt folgt Punkt für 

Punkt dem Aufbau der 
Formulare für die Steu-
ererklärung 2008. So 

kann diese schrittweise 
und schnell bearbeitet 

werden. 
Das Steuermerkblatt 

2008/2009 berücksich-
tigt unter anderem die 
Erhöhung des Kindergel-

des sowie das Urteil des 
Bundesverfassungsge-

richtes zur Pendlerpau-
schale. Erstmals wird 
anhand konkreter Bei-

spiele die Frage erläu-
tert, ob Eltern erwach-

sener Menschen mit Be-
hinderung einen An-
spruch auf Kindergeld 

zusteht. 
Das Steuermerkblatt gibt 

darüber hinaus zahlrei-
che Tipps zu kritischen 
und strittigen Fragen, 

Verfügungen und Erlas-
sen der Finanzverwal-

tung oder Entscheidun-
gen des Bundesfinanzho-
fes. 

Das Steuermerkblatt 
2008/2009 steht unter 

www.bvkm.de in der 
Rubrik „Recht und Poli-
tik“ kostenlos als Down-

load zur Verfügung.  
 

http://www.presseportal.de/
http://www.bvkm.de/
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Mobiler Service-

dienst der deut-
schen Bahn 
 

Ab Juni 2009 wird die 
Deutsche Bahn von 16 
Standorten im Bundes-

gebiet ausgehend an 
bisher unversorgten 

Bahnhöfen für behinder-
te Menschen Serviceleis-

tungen beim Ein-, Um- 
oder Aussteigen anbie-
ten. 

Eine Anmeldung bei der 
Mobilitätsservicezentrale 

der Deutschen Bahn un-
ter 01805 512512 ist 
dafür zwingend notwen-

dig, da die DB Mitarbei-
ter für diese Hilfeleistung 

extra von ihren Standor-
ten anreisen. 
 

In Thüringen betrifft es 
die Bahnhöfe in Gotha 

und Nordhausen.      
Quelle: Leben und Wg 
 
 
 

 
 

Reiseassistenten 

für Rollstuhlfahrer 
 
13 neue Reiseassisten-

ten haben ihre Ausbil-
dung erfolgreich abge-

schlossen und stehen ab 
sofort als Begleitperso-
nen für Urlaubsreisende 

mit Handicap zur Verfü-
gung. In einer viertägi-

gen Schulung beim Bun-
desverband Selbsthilfe 
Körperbehinderter e.V. 

lernten die Teilnehmer 
die Handhabung eines 

Rollstuhls, Grundkennt-
nisse in der Pflegetech-
nik und alles über die 

verschiedenen Behinde-
rungsarten. 

Menschen mit einer Kör-
perbehinderung sind 

dank dieses Services 
unabhängig von ihrer 
Familie oder Freunden 

und können eine Reise 
individuell planen. 

 
Mehr Informationen unter 
www.reisen-ohne-barrieren.eu 
 
 

 
 
 
 
 

http://www.reisen-ohne-barrieren.eu/
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Liebe Mitglieder und Freunde des JZsl 

 
Unser sommerliches Treffen voriges Jahr auf der Lobde- 
burg hat allen Teilnehmern sichtlich Spaß gemacht. Des- 

halb wird es in diesem Jahr wieder einen gemeinsamen 
Sommerabend dort geben.  

Wann: 
 am 10. Juli, 16:00 Uhr 
 

Wer also Lust und Interesse hat, mit uns auf der  
Lobdeburg´schen Terrasse 

einige Stunden zu verbringen, der ist herzlich  
eingeladen. 
Es gibt wieder ein lecker Grillbüfett zum  

Unkostenpreis von 14,00 €. 
Sollten sich keine 20 Personen anmelden, werden wir  

a´la carte essen. 

 
Wir bitten um verbindliche Anmeldung bis zum 22. Juni  

2009 im JZsL unter 33 13 75 oder info@jzsl.de 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir wünschen allen Mitgliedern und  
Freunden des JZsl 

eine schöne Sommer- und  Urlaubszeit. 


